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An unſere Teſer! 


Wir laden zur Pränumeration auf die „Oeſterreichiſche und Verordnungen“ begonnen, ein In haltsverzeichniß ſämmt⸗ 
Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1879 ein. licher Geſetz⸗ und Verordnungsblätter zu bringen. Mit dieſem 


Das Jahres⸗Abonnement beträgt wie bisher für die Zeitſchrift mit 
der in Buchform bogenweiſe beigegebenen Beilage der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. 
(oder 12 Mark), für die Zeitſchrift allein ohne jene Bei⸗ 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kann auch halbjährig 
oder vierteljährig geſchehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht⸗ 


Verzeichniſſe und mit den in unſerem Blatte, das zugleich das 
Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern bildet, 


in extenso erſcheinenden Verordnungen des k. k. Miniſteriums 


des Innern, ſowie auch mit dem von uns bisher ſchon geſchehenen 
und fortzuſetzenden Abdruck der in beſonderen Kundmachungs⸗ 
medien nicht enthaltenen Erläſſe der Centralſtellen von 


zeitige Erneuerung der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine normgebender Bedeutung, ſchaffen wir eine zumal für Praktiker 
Unterbrechung eintrete. Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle höchſt wichtige Ueberſicht über unſer ganzes Normeuweſen, wie 


mittelſt Poſtanweiſung geſchehen. 
Wir haben im Laufe dieſes Jahres unter der Rubrik „Geſetze 
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Dr. Karl Hugelmann. II. (Fortſetzung.) : 
Mittheilungen aus der Praxis: 
Competenz zur Entſcheidung über Streitigkeiten wegen Führung einer Firma. 
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daher die politiſche Competenz nicht von der Eventualität abhängig gemacht 
werden, daß ſich die Gerichte in der Sache für nicht competent erklären. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 


Die rechtliche Stellung der Nationalitäten in Heſterreich. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
II. 


(Fortſetzung.) 


Während der Organismus der Volksſchule ein verhältnißmäßig 
einfacher iſt und ſich nur im ſtufenweiſen Aufbau gliedert, iſt das 
Syſtem der Mittelſchulen vermöge der Bifurcation in Gymnaſien und 
Realſchulen vom Grunde aus ein zweigeſtaltiges; der Verſuch, beide 
Kategorien zu den Realgymnaſien zu verſchmelzen, hat nur in ſehr be⸗ 
ſchränktem Umfange durchgegriffen. Wir müſſen daher zwei weſentlich ver⸗ 
ſchiedene Gruppen geſetzlicher Vorſchriften durchforſchen, wenn wir das 
Verhältniß der Mittelſchulen klarſtellen wollen; die eine Richtung des 
Mittelſchulunterrichtes, die gymnaſiale, ſteht auf alten geſchichtlichen 


ſie von keinem anderen Blatte geboten wird. 


Grundlagen, die andere, die realiſtiſche, reicht in ausgebildeter Form 
nicht über das Jahr 1851 zurück. Wir werden mit dieſer letzteren den 
Anfang machen, nicht ſo ſehr deshalb, weil ſie in jüngſter Zeit, näm⸗ 
lich ſeit der Erlaſſung der Staatsgrundgeſetze, eine totale geſetzliche 
Neugeſtaltung erfahren hat und das Material für unſere Frage hier 
ſomit unmittelbar gegeben fein muß, als aus dem Grunde, weil fie 
geſchichtlich der Volksſchule näher ſteht als das Gymnaſium. 

Daß die Reform der Mittelſchulen nach dem Jahre 1867 mit 
jener der Realſchulen und nicht mit jener der Gymnaſien begann, kann 
nicht überraſchen; es iſt dies geſchehen, nicht obwohl, ſondern offenbar, 
weil dieſes Glied des Unterrichtsſyſtems das jüngere war, denn damit 
hing deſſen Unſertigkeit zuſammen. Man ſchrack daher vor der Aus⸗ 
geſtaltung des 1851 begründeten Syſtems der Realſchulen auch nicht 
zurück, obſchon ſeit der Verfaſſungsreviſion von 1867 die Geſetzgebung 
über dieſen Zweig des Unterrichtes auschließlich den Landtagen zuftand, 
obgleich alſo hier nicht einmal jene Garantie einheitlicher Grundſätze 
vorhanden war, welche man für Volksſchulen und Gymnaſien durch den 
Vorbehalt der principiellen Regulirung für den Reichsrath ſich gewahrt 
hatte. Die Action in Sachen der Realſchule begann ſogar ein Jahr 
früher als jene auf dem Felde der Volksſchulgeſetzgebung, in der Seſſion 
von 1868 wurde die Realſchulvorlage vor alle Landtage gebracht. 

Das Werk gelang mit mehr oder weniger Fährlichkeiten faſt in 
allen Ländern, die Geſetze fr Oberöſterreich, Salzburg u. a. m. wurden 
ſchon im Jahre 1869, andere in den Jahren 1870 — 74 ſanctionirt 
und heute ſind es nur noch Krain, Görz, Trieſt und Galizien, welche 
eines Realſchulgeſetzes entbehren. Während wir aber bei den Volksſchul⸗ 
geſetzen conſtatiren konnten, daß die Verzögerungen derſelben nur zum 
geringen Theile von nationalen Elementen beeinflußt waren, liegt hier 
das Verhältniß umgekehrt, die Sprachenfrage hat hier ſehr oft die Ver⸗ 
ſtändigung gehindert. 


Es iſt dies leicht erklärlich. 

Auf dieſem Gebiete hatte noch kein Reichsgeſetz das Terrain um⸗ 
grenzt, hier galt es ferner für manche Idiome, ſich einen Boden erſt 
zu erobern, von dem ſie bisher factiſch noch ausgeſchloſſen geweſen 
waren, obwohl ſie in die Volksſchule ſchon längſt Zugang gefunden 
hatten, hier mochten ſich endlich auch didaktiſche Bedenken über die 
Eignung einer Sprache zu Unterrichtszwecken geltend machen, welche 
mit Rückſicht auf die Volksſchule allein nicht aufzukommen brauchten. 

Die didaktiſchen Erwägungen über die Sprachenſrage fallen ſpe⸗ 
ciell bei der Realſchule um ſo ſchwerer in die Wagſchale, als in dieſen 
Anſtalten gerade die modernen Sprachen das humaniſtiſche Bildungs⸗ 
element darſtellen. Wenn es unſtreitig iſt, daß zu dieſem Zwecke nur 
die Weltſprachen in Frage kommen können, die über eine große formale 
Ausbildung und eine ausgebreitete Literatur verfügen, daß ſomit neben 
der franzöſiſchen, engliſchen und italieniſchen Sprache die deutſche ſchon 
in dieſer Eigenſchaft herbeigezogen werden muß, wenn man ferner 
erwägt, daß für den Unterricht in der deutſchen Sprache in Oeſterreich 
überdies eine Reihe praktiſcher Gründe ſprechen, dann ergibt ſich Ange⸗ 
ſichts der Beſtimmung des oft citirten Artikels 19, daß in mehr⸗ 
ſprachigen Ländern der Zwang zur Erlernung einer zweiten Landes⸗ 
ſprache ausgeſchloſſen ſei, die Schwierigkeit einer allſeits befriedigenden 
Löſung von ſelbſt. 

Will man das Princip des reinen Nationalismus auf das Gebiet 
der Mittelſchulen übertragen, ſo ſind ferner große ökonomiſche Schwierig⸗ 
keiten nicht zu überſehen. Bei den Volksſchulen kann man ſich gegenüber 
der durch das nationale Princip bedingten Vervielfältigung der Schulen 
helfen durch die Zuſammenziehung der Claſſen, acht einclaſſige Volks⸗ 
ſchulen erheiſchen ja einen relativ wenig größeren Aufwand als eine acht⸗ 
clajjige, bei den Mittelſchulen aber iſt dies Auskunftsmittel durch das 
Geſetz ausgeſchloſſen. Die Oberrealſchulen z. B. ſind ſtets ſiebenclaſſig, 
ein Ausweg iſt daher nur inſoweit möglich, als man für nationale 
Minoritäten ſelbſtändige Unterrealſchulen (mit vier Claſſen) errichten 
oder zur Creirung von Parallelclaſſen ſchreiten kann, wie es in dem 
böhmiſchen Geſetze von 1866 vorgeſehen iſt. Die Nothwendigkeit, An⸗ 
ſtalten oder Claſſen zu vervielfältigen, um den nationalen Anſprüchen 
zu genügen, ergibt ſich endlich bei den Mittelſchulen von vorneherein 
viel häufiger als bei den Volksſchulen, denn viel häufiger iſt hier die 
Schülerſchaft ſprachlich gemiſcht als dort. Bis in die Gemeinden ſteigt 
nämlich die Miſchung der Nationalitäten relativ ſelten herab, wohl aber 
wiederholt ſie ſich ſehr häufig in dem Hunderte von Gemeinden 
umfaſſenden Bereiche einer Mittelſchule. Allerdings gibt es der Natur 
der Sache entſprechend in den meiſten Fällen keine normativ feſtge⸗ 
ſtellten Sprengel der Mittelſchulen, die Freizügigkeit der Schüler dieſer 
Anſtalten iſt auch factiſch eine größere als jene der Kinder in den 
Volksſchulen, in der Hauptſache ziehen aber die Mittelſchulen doch gleich 
den Volksſchulen ihre Schüler nach Maßgabe der Nachbarſchaſt an ſich. 
Je kleiner die Peripherie der natürlichen Schulkreiſe iſt, um ſo leichter 
wird ſich die Schülerſchaft der Mittelſchulen ſprachlich ſondern laſſen, 
alle Maßregeln, welche die örtliche Zerſtreuung der Mittelſchulen unter⸗ 
ſtützen, begünſtigen daher auch deren Nationaliſirung. Gelänge es, die 
Realſchulen und Gymnaſien Oeſterreichs zu einheitlichen Mittelſchulen 
zu verſchmelzen, ſo wäre ein großer Theil der Hinderniſſe beſeitigt, 
welche ſich der Berückſichtigung nationaler Anſprüche entgegenftellen, und 
daher iſt es auch in dieſer Hinſicht bemerkenswerth, daß die Realſchul⸗ 
geſetze die Möglichkeit offen gelaſſen haben, dieſe Verſchmelzung wenig⸗ 
ſtens in der Unterſtufe durchzuſühren und den Oberbau der Realſchule 
auf ein Realgymnaſium zu ſetzen. Hiemit iſt aber nur der Weg ange⸗ 
deutet, auf dem man der ökonomiſchen Schwierigkeiten zum Theile Herr 
werden könnte; um dies Ziel zu erreichen, iſt noch eine weite Strecke 
zurückzulegen. Kein billig Denkender wird es daher vorausſetzeu, daß 
die Bewältigung all dieſer ſpröden Factoren in einem Anlaufe gelun⸗ 
gen ſei, wir können nur fragen, ob man es überhaupt verſucht hat, 
den nationalen Anſprüchen gerecht zu werden und wie weit die gemach⸗ 
ten Conceſſionen reichen. 

So bereit wir demnach auch ſind, die Schwierigkeiten der Frage 
anzuerkennen, ſo können wir doch dem Wege, welchen die Regierungs⸗ 
vorlage von 1868 zu deren Löſung eingeſchlagen, unmöglich unſeren 
Beifall zollen; mühſam windet ſich dieſe zwiſchen den Klippen durch 
und vermeint, die Fragen zu löſen, indem ſie deren Entſcheidung aus 
dem Wege geht. Denn nur als ein Auskunftsmittel dieſer Art können 
wir es betrachten, daß der § 9 die Frage der Unterrichtsſprache in fol⸗ 
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gender Faſſung regeln wollte: „Jede Landesſprache kann Unterrichts⸗ 
ſprache an den Realſchulen ſein. Die Beſtimmung der Unterrichtsſprache 
ſteht demjenigen zu, welcher die Unterrichtsanſtalt erhält (Art. 19 
Staatsgrundgeſetz). Tragen Mehrere hiezu bei, ſo wird die Unterrichts⸗ 
ſprache durch Vereinbarung feſtgeſtellt“. 

Noch minder glücklich erſcheinen uns die Beſtimmungen der Regie⸗ 
rungsvorlage über die Behandlung der Sprachen als Lehrgegenſtände. 

Obligate Lehrgegenſtände ſollen nach dieſer im Sprachfache ſein 
die franzöſiſche und engliſche Sprache, dann die Landesſprache, wo 
ſie Unterrichtsſprache iſt, ſreie Lehrgegenſtände die deutſche Sprache und 
die Landesſprache, wo ſie nicht Unterrichtsſprache iſt; letztere kann nur 
durch die Erklärung der Eltern für die betreffenden Schüler in den 
Kreis der obiigaten Lehrgegenſtände erhoben werden (88 8 und 10). 

Dieſe Beſtimmungen leiden zunächſt an einer unverbeſſerlichen 
Unklarheit und bleiben überdies bei jeder Interpretation widerſpruchs⸗ 
voll und unzweckmäßig. 

Nach der einen Interpretation müßte die Unterrichtsſprache immer 
eine Landesſprache ſein. In dieſem Falle würde das Sprachfach als 
obligat umfaſſen: Franzöſiſch, Engliſch, die Unterrichtsſprache und even⸗ 
tuell die zweite Landesſprache; die deutſche Sprache aber bliebe, wenn 
ſie nicht zugleich eine Landesſprache ſein ſollte, ſtets ein freier Lehr⸗ 
gegenſtand (Dalmatien, Iſtrien) und für den Unterricht in einer etwa 
vorhandenen dritten Landesſprache (Bukowina, Schleſien) wäre überhaupt 
gar keine Vorſorge getroffen. Dieſe Interpretation wäre die logiſchere, 
daß aber eine ſolche, durch das Staatsgrundgeſetz in keiner Weiſe gebo⸗ 
tene Zurückdrängung der deutſchen Sprache unmöglich gewollt ſein 
konnte, liegt auf der Hand. Nach der anderen Auslegung könnte jede 
Sprache zur Unterrichtsſprache erhoben werden, alſo z. B. die deutſche 
auch dann, wenn ſie keine Landesſprache iſt. In letzterem Falle wäre 
aber für die Behandlung der deutſchen Sprache als Lehrgegenſtand 
gar keine Vorſorge getroffen, denn die Unterrichtsſprache erfreut ſich 
dieſer Berückſichtigung nur dann, wenn ſie zugleich eine Landes⸗ 
ſprache iſt. 

Man ſieht. die Inconſequenzen ergeben ſich in Hülle und Fülle, 
die Kritik der Landtage mußte herausgefordert werden, wenn dieſe 
auch gewillt geweſen wären, ſich jedes Einfluſſes auf die Wahl der 
Unterrichtsſprache zu Gunſten der Verwaltung zu entäußern. Die Modifi⸗ 
cationen welche die Landtage mehrſprachiger Länder verſuchten, betraſen 
daher auch vor allem dieſen Punkt; die Realſchulgeſetze von Görz, 
Trieft und Krain ſind bis zum heutige Tage über die Klippe der 
Sprachenfrage nicht hinausgekommen. ) 

In den letztgenannten Ländern, ſowie in jenen, in welchen die 
Landtage ihren Widerſtand ſchließlich aufgegeben haben, (Schleſien, 
Böhmen, Dalmatien, Iſtrien), ging das Beſtreben dahin beſtimmte 
Sprachen im Geſetze ſelbſt zur Unterrichtsſprache zu erklären, hier die 
deutſche, da die italieniſche, dort die ſlaviſchen, aber alle dieſe Tendenzen 
find an der Verweigerung der Sanction der Krone geſcheitert. Nur 
einem Landtage iſt es gelungen, die Unterrichtsſprache in dem Geſetze 
ſelbſt materiell zu fixiren, nämlich jenem Nie.deröſterreichs, denn 
der 8 11 des n.⸗ö. L. G. vom 3. März 1870 beſtimmt: „Die Unterrichts⸗ 
ſprache an den öffentlichen Realſchulen iſt die deutſche.“ 9) Oberöſter⸗ 
reich, Salzburg und Vorarlberg haben den Ausweg gewählt, die Unter⸗ 
richtsſprache in dem Geietze gar nicht zu berühren und dieſem Vorgange 
hat ſich ſchließlich auch Dalmatien angeſchloſſen, indem es ſich damit 
begnügte, neben dem Geſetze in einer Reſolution dem Wunſche nach 
Einführung der ſlaviſchen und italieniſchen Unterrichtsſprache Ausdruck 
zu geben. In allen anderen Landesgeſetzen iſt die dilatoriſche Formulirung 
der Regierungsvorlage mehr oder minder acceptirt, doch zumeiſt mit 
Verbeſſerungen, welche die Unklarheiten des Entwurſes ausſchließen. 

Jede Landesſprache kann Unterrichtsſprache, eine Landesſprache 
muß es ſein, die Wahl ſteht den Erhaltern der Schule zu, das iſt 
nun faſt überall das durchgreifende Princip. 10) 


2) In Galizien war, wie wir wiſſen, die Sprachenfrage ſchon durch ein 
Specialgeſetz gelöst, hier iſt das Realſchulgeſetz an anderen Hinderniſſen geſcheitert. 

°) Allerdings geht dieſe Beſtimmung nicht fo weit, als die analoge in 
dem nicht ſanctionirten ſchleſiſchen Entwurfe von 1868, denn hier war nicht 
einmal für eine ſlaviſche Privatrealſchule in einer jeden Zweifel ausſchließenden 
Weiſe Raum gelaſſen, ſie ſteht aber immerhin jener in den zurückgewieſenen 
Trieſter Beſchlüſſen an Schärfe gleich. 

10) So die Landesgeſetze vom 30. April 1869 (88 8, b., 9, beziehungsw. 
10) für die Bukowina (L. G. Bl. Nr. 13), Mähren (L. G. Bl. Nr 27) 
und Tirol (L. G. Bl. Nr. 24), dann jene für Schleſien (15. Februar 1870, 


War einmal die Cardinalfrage der Unterrichtsſprache gelöst, dann 
konnte natürlich jene über den obligatoriſchen Unterricht in einzelnen 
Sprachen als Lehrgegenſtand nur eine ſeeundäre Bedeutung haben; die 
nichtdeutſchen Landtage haben daher auch keinen Anſtand genommen, 
weiter zu gehen als die Regierungsvorlage ſelbſt und die deutſche Sprache, 
der franzöſiſchen und engliſchen gleich, in die Gruppe der Obligatfächer 
einzureiheu. 

Der obligate Sprachunterricht iſt nunmehr an den Realſchulen 
in folgender Weiſe geregelt. 

In einer Rekhe von Landesgeſetzen iſt der Organismus der Real⸗ 
ſchulen auch in ſprachlicher Beziehung ein durchaus einheitlicher, auf die 
Nationalität der Schüler wird in keiner Weiſe Rückſicht genommen, alle 
an der Anſtalt gelehrten Sprachen ſind ſür jeden Schüler obligat. Dies 
iſt der Fall in Nieder⸗, Oberöſterreich, Salzburg und Vorarlberg, in 
Tirol und Dalmatien. In den vier erſtgenannten Ländern werden Deutſch, 
Franzöſiſch, Engliſch, in Tirol Deutſch, Italieniſch, Franzöſijch, in 
Dalmatien beide Landesſprachen und die deutſche Sprache jedem Schüler 
ohne Unterſchied auſerlegt; in Niederöſterreich trifft ſomit die Nicht⸗ 
deutſchen der Zwang, die deutſche, in Tirol und Dalmatien beide 
Stämme die Nöthigung, die zweite Landesſprache zu lernen, und in 
Niederöſterreich geht die Ignorirung der Nichtdeutſchen ſogar ſo weit, daß 
jede Vorſorge für einen Unterricht in ihrer Mutterſprache unterlaſſen 
iſt. Daß dieſe Beſtimmungen in ſchreiendem Widerſpruche zu Artikel 19 
der Grundrechte ſtehen, bedarf keines Beweiſes. 

In den übrigen mehrſprachigen Ländern hat man dieſe Schwie⸗ 
rigkeiten erkannt und iſt ihnen aus dem Wege gegangen. Hier hat man 
ſtets zunächſt beſtimmt, welche Sprachen außer der Unterrichtsſprache 
gelehrt werden müſſen, und im Kreiſe derſelben hat man die für die 
einzelnen Schüler obligaten Fächer gewählt. 

In Steiermark, Kärnten, Böhmen, Mähren, Schleſien, der Buko⸗ 
wina und in Iſtrien müſſen nach einer überſtimmenden Norm 1) zunächſt 
alle Landesſprachen und die franzöſiſche Sprache gelehrt werden, ferner 
die engliſche bis auf Iſtrien, wo die deutſche, und Kärnten, wo die 
italieniſche an deren Stelle tritt. 

Von den vier lebenden Sprachen (fünf in der Bukowina), welche 
an allen Realſchulen dieſer Länder gelehrt werden, ſind nun ſtets nur 
drei für einen Schüler obligat, es iſt ſomit die Möglichkeit geſchaffen, 
dem Zwange zur Erlernung einer zweiten oder dritten Landesſprache 
zu entrinnen. Dieſe Freiheit iſt in Böhmen ($ 14), Mähren, Schleſien, 
Bukowina und Kärnten ($ 10) faſt wörtlich übereinſtimmend dahin 
fixirt, daß die Eltern oder Vormünder beim Eintritte eines Schülers 
in die Schule beſtimmen, ob und welche Landesſprache er außer der 
Unterrichtsſprache zu erlernen habe, und daß die fo bezeichnete Sprache 
ſodann für dieſen Schüler in den Kreis der obligaten Lehrgegenſtände 
trete. Daß die Entſcheidung der geſetzlichen Erzieher der Kinder keine 
unwiderrufliche ſein könne, iſt, da es ſich um die Anerkennung der 
ſtaatsgrundgeſetzlich verbürgten Freiheit handelt, wohl ſelbſtverſtändlich, 
in Böhmen, Mähren und Schleſien iſt es aber zum Ueberfluſſe noch 
ausdrücklich feſtgeſtellt; in Böhmen gilt die Entſcheidung immer für ein 
Semeſter, in Mähren und Schleſien, ſo lange ſie nicht zurückgenommen 
wird. In Steiermark und Iſtrien iſt das Wahlrecht noch erweitert, 
hier hat jeder Schüler lediglich neben der Unterrichtsſprache zwei der 
anderen an der Realſchule gelehrten Sprachen zu erlernen, welche durch 


207 


ſeine Eltern oder Vormünder gewählt werden; es kann ſomit an An⸗ 


ſtalten mit flaviſcher, beziehungsweiſe italieniſcher Unterrichtsſprache die 
franzöſiſche Sprache ebenſo gut wie etwa die deutſche bei Seite geſcho⸗ 
ben werden. 1?) 


L. G. Bl. Nr. 12, 88 8, b., 9, 10) und Böhmen (13. September 1874, 
L. G. Bl. Nr. 56, 88 12, b., 14, 15). Nur in Steiermark, Kärnten, Iſtrien iſt 
das Wahlrecht der Erhalter der Schule ausdrücklich nicht einmal an die Landes⸗ 
ſprachen gevunden und da an allen Realſchulen dieſer Länder auch andere 
Sprachen gelehrt werden, ſo ſtünde nichts im Wege, in Steiermark z. B. eine 
franzöſiſche, in Kärnten eine eng'iſche, in Iſtrien eine deutſche Realſchule zu 
errichten. 

11) Die Wortfaſſung iſt verſchieden, am deutlichſten in der ſür Steiermark, 
Kärnten, Iſtrien gewählten, dann in der in Böhmen acceptirten Form; Mähren, 
Schleſien und die Bukowina ſind weniger deutlich, wollen aber ohne Zweifel 
das Gleiche. 

12) Der ſteiermärkiſche Landtag hat dieſe Conſequenz allerdings nur wider⸗ 
willig acceptirt und die wechſelvollen Schickſale des ſteiermärkiſchen Landesgeſetzes, 
bevor es zur jetzigen Faſſung gelangte, ſind höchſt bezeichnend für die ſchwan⸗ 
kende Haltung der Regierung in der Auslegung des Artikel 19. Bei der erſten 


Werfen wir nun einen Rückblick auf die Geſammtheit der Real⸗ 
ſchulgeſetzgebung, ſo drängen ſich in Bezug auf das Verhältniß zu dem 
Staatsgrundgeſetze drei Fragen auf: 

1. Iſt jeder Zwang zur Erlernung einer Landesſprache ausge⸗ 
ſchloſſen, welche nicht die Mutterſprache iſt? 

2. Iſt für den Unterricht in der Mutterſprache die gebührende 
Vorſorge getroffen? 

3. Iſt der nationale Charakter der Realſchulen verbürgt? 

Was die erſte Frage betrifft, ſo haben wir ſchon im Verlaufe 
der Arbeit darauf hingedeutet, daß die ſtaatsgrundgeſetzliche Norm in 
einzelnen Landesgeſetzen (Niederöſterreich, Tirol, Dalmatien) nicht berück⸗ 
ſichtigt iſt. 

Was die zweite Frage anbelangt, ſo iſt es gewiß, daß (von 
Niederöſterreich abgeſehen) die ſeßhafte Bevölkernng jedes Landes an 
den Realſchulen die Mittel zur Pflege ihrer Sprache findet, da überall 
für den Unterricht in den Landesſprachen Vorſorge getroffen iſt; nach 
dem Formalismus der Landesgeſetze müſſen die Lehrer der zweiten oder 
dritten Landesſprache ſogar ohne Unterſchied in allen Landestheilen vor⸗ 
handen ſein, ſie werden ſich daher ſogar dort finden, wo es keine Schüler 
für ihren Gegenſtand gibt. Ob die Gleichberechtigung auch in dem Maße 
der Sorgſalt gewahrt iſt, welche jeder Sprache zu Theil wird, das 
läßt ſich aus den Geſetzen ſelbſt nicht beantworten, da die Vertheilung der 
Gegenſtände nach Claſſen und Stunden dem Verordnungswege 
vorbehalten iſt. 

Wichtiger als dieſer Punkt, da ja eine ziffermäßige Gleichheit 
nicht einmal durchwegs ein Bedürfniß iſt, iſt der Umſtand, daß dort, wo 
die Mutterſprache nicht Unterrichtsſprache iſt oder wo ein Zwang zur 
Erlernung von Landesſprachen überhaupt nicht geübt wird, auch ein 
Zwang zur Erlernung der Mutterſprache nicht ſtattfindet. Die Deutſchen 
in Böhmen können eine tſchechiſche, die Tſchechen eine deutſche Real⸗ 
ſchule beſuchen u. ſ. w., kurz, die Realſchulen dürfen kein Mittel ſein 
nationaler Vergewaltigung, ſie ſind aber auch keines einer nationalen 
Selbſterhaltungspolitik. Dies iſt der hier durchgreifende Standpunkt und 
er ſtimmt mit dem grundrechtlichen Princip nationaler Freiheit, wie wir 
es wiederholt formulirten, vollkommen überein. 


Wir kommen nun zu dem letzten und wichtigſten Punkte, dem 
der Unterrichtsſprache, und da können wir nicht umhin, zu behaupten, 
daß die Regelung desſelben dem Art. 19 in keiner Weiſe entſpricht. 
Der Satz, daß jede Landesſprache Unterrichtsſprache ſein könne, d. h. 
als ſolche zuläſſig ſei, iſt nur die Wiederholung eines oft ausgeſprochenen 
theoretiſchen Princips, die praktiſche Norm aber, daß die Erhalter der 
Schulen den nationalen Charakter derſelben in jedem gegebenen Falle 
zu beſtimmen haben, iſt alles eher als eine Verwirklichung nationaler 
Anſprüche Dieſer formale Grundſatz würde allerdings dem Princip 
nationaler Gleichberechtigung genügen, wenn es ſich um ein Syſtem 
von Privatanſtalten handelte, wenn nicht die Beſtreitung des Unterrichts 
aus öffentlichen Mitteln in Oeſterreich die Regel wäre. Sobald aber 
eine Schule aus öffentlichen Mitteln erhalten wird, kann die Wahl der 
Unterrichtsſprache bei Aufrechthaltung des Princips der nationalen 
Gleichberechtigung nicht in dem Ermeſſen der öffentlichen Gewalten 
liegen, dieſe haben vielmehr die ſtaatsgrundgeſetzlich ſeſtgeſtellte Pflicht, 
dem Bedürfniß der verſchiedenen Nationalitäten in gleichem Maße 
gerecht zu werden. 

Die Sprachenfrage iſt ſomit durch die Realſchulgeſetze in keiner 
Weiſe gelöst, von Fall zu Fall ſollte die Frage durch die Exe⸗ 
cutive geregelt werden, ſowie die Vertheilung der Lehrgegenſtände 
auf die einzelnen Claſſen und die Feſtſetzung der Stundenzahl aus⸗ 
drücklich dem Veror dnungswege vorbehalten war, darauf läuft 
das Ganze hinaus. Ja, einzelne Realſchulgeſetze (Böhmen und Iſtrien) 
gehen ſogar ſo weit, daß ſie, wenn im Falle der Concurrenz 
verſchiedener Fonde eine Vereinbarung der Contribuenten nicht zu 


Verhandlung des Realſchulgeſetzes (1868) hatte man ſchon im Ausſchuſſe verſucht, 
den deutſchen Sprachunterricht zu einem allgemein obligatoriſchen zu machen, war 
aber hievon auf Einſprache der Regierung abgeſtanden. Im Plenum wurde der 
Antrag erneuert und, da der Regierungsvertreter jetzt auf Grund neuer Weiſun⸗ 
gen erklärte, ſeinen Widerſtand fallen zu laſſen, zum Beſchluß erhoben. Trotzdem 
wurde die Verweigerung der Sanction unter anderem auch damit motivirt, daß 
dieſe Beſtimmung dem Artikel 19 widerſtreite, und erſt in Folge der Nicht⸗Sane⸗ 
tionirung kam in der Seſſion von 1869 auf Grund einer neuen Regierungs- 
vorlage das Geſetz in ſeiner jetzigen Faſſung zu Stande. 


Stande kommt, die Entſcheidung dem Unterrichtsminifter übertra- 
gen, ſtatt eine unbetheiligte Inſtanz anzurufen. 15) 

Die Frage ſpitzt ſich alſo praktiſch dahin zu, unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen man gegen Entſcheidungen der Verwaltung über die Unter⸗ 
richtsſprache an Realſchulen nationale Rechte geltend machen könne. 

Principiell kann die Sache keinem Zweifel unterliegen, denn der 
Imperativ des Staatsgrundgeſetzes ſchließt einen ſolchen aus. Die 
Frage iſt hier nur deshalb ſchwieriger, als bei den Volksſchulen, weil die 


Bedingungen der Errichtung von Realſchulen geſetzlich nicht normirt 


ſind und weil ſelbſt dort, wo eine Realſchule ſchon exiſtirt, wohl ihr 
Standort, aber mit nichten ihr Sprengel feſtſteht. Für Böhmen haben 
wir in dem Specialgeſetz von 1866 Beſtimmungen über die Errichtung 
von Parallelanſtalten für nationale Minoritäten, ſelbſt das galiziſche 
Sprachengeſetz von 1867 gibt einige Anhaltspunkte, überall fonft ent⸗ 
behren wir aber der geſetzlichen Baſis. Nur bei national ungemiſchten 
Realſchulen wird das Petitum um Nationaliſirung derſelben ohne 
weiteres geſtellt werden können, bei ſprachlich gemiſchten aber nur dann, 
wenn die Unterrichtsverwaltung auf Grund der beſtehenden Vorſchriften 
aus didactiſchen Gründen, nämlich wegen dauernder Ueberfüllung einer 
ganzen Anſtalt oder einzelner Clafſen, zu deren Theilung ſchreitet. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenz zur Entſcheidung über Streitigkeiten wegen Führung 
einer Firma. 
Die politiſche Behörde hat ihre Competenz ſelbſtändig zu beur⸗ 
theilen und kann daher die politiſche Competenz nicht von der 
Eventualität abhängig gemacht werden, daß ſich die Gerichte in 
der Sache für nicht competent erklären. 

Die beim T. ſter Handelsgerichte protokollirte Firma Miller 
& Comp. in T. erſtattete an den dortigen Stadtmagiſtrat die Anzeige, 
daß eine neue Firma Müller & Comp. in. T. beſtehe, welche Bezeichnung 
nach Artikel 20 des Handelsgeſetzbuches unſtatthaft erſcheine, zu Ver⸗ 
wechslungen Anlaß gebe und daher zu verbieten ſei. 

Der Stadtmagiſtrat hat die Partei mit dieſem Einſchreiten an das 
Handelsgericht gewieſen. Bei Anlaß der gegen Müller wegen Nicht⸗ 
anmeldung des Gewerbes eingeleiteten Strafverhandlung hat der genannte 


Magiſtrat jedoch mit dem Erkenntniſſe vom 6. April 1877 auch die 
Abänderung der Firma angeordnet. Dieſem Auftrage entſprechend, fügte 


Müller & Comp. den Zuſatz J. M. hinzu, alſo „J. M. Müller &. Comp.“ 

Miller & Comp. proteſtirte gegen die Firmaänderung „J. M. 
Müller & Comp.“, indem ſie angab, die Verwirrung ſei nur noch größer 
geworden, indem die Beſchwerde führende Firma eine Zweigniederlaſſung 
(Filiale) der Firma J. M. Miller & Comp. in W. ſei, weshalb 
die Correſpondenzen bald unter dem Namen der Mutterfirma, bald 
unter jenem der Filiale adreſſirt werden, und bat um Abhilfe. Der 
Stadtmagiſtrat ordnete unterm 13. December 1877 eine entſprechende 
Firmaänderung an. 

Dagegen proteſtirte J. M. Müller & Comp. und verlangte 
für die vorzuuehmende Aenderung einen Erſatz. 

Mit Einſchreiten vom 13. März 1878 hat die klägeriſche Firma 
Miller & Comp. das Anſuchen geſtellt, daß, nachdem J. M. Müller 
& Comp. die Entſcheidung des Stadtmagiſtrates in Rechtskraft erwachſen 
ließ, ohne die angeordnete Aenderung vorzunehmen, die vom Müller 
gebrauchte Firma wegen Mangels hinlänglicher Unterſcheidung von der 
vorbeſtandenen Miller & Comp. und, weil ſie auf ein nicht beſtehendes 
Geſellſchaftsverhältniß hindeutet, unſtatthaft erſcheint, der Stadtmagiſtrat 
zwangsweiſe gegen die geklagte Firma vorgehen möge. 

Der Stadtmagiſtrat legte die Acten der Statthalterei zur Ent⸗ 
ſcheidung mit dem Bemerken vor, daß die Firma Miller & Comp. eine 
nach dem Handelsgeſetzbuche protokollirte, die J. M Müller & Comp. 
eine nicht protokollirte ſei. 

Die Statthalterei hat mit Entſcheidung vom 4. Juni 1878 er⸗ 
klärt, „daß ſie vorliegend die Competenz des Handelsgerichtes begründet 
erachte, ſobald Miller & Comp. als Kläger gegen J. M. Müller & Comp. 


0) In Schleſien iſt in dieſem Falle die Landesſchulbehörde deſignirt, 
welche wenigſtens Vertreter aller in Frage kommenden Factoren umfaßt, in den 
ührigen Ländern, alſo in der großen Mehrzahl, fehlt eine Beſtimmung über den 
Stichentſcheid. 
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nach 8 39 des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch vom 17. December 
1862 auftritt, während der im § 13 dortſelbſt vorgeſehene Fall eines 
Einſchreitens von Amtswegen ihr nicht geboten erſcheint. Nur wenn das 
Handelsgericht ſich für nicht kompetent erklären ſollte, wird die Sache 
im politiſchen Wege mit Rückficht auf die über Namensführung beſte⸗ 
henden Vorſchriften, dann auf § 49 der Gewerbe⸗Ordnung ausgetragen 
werden können.“ 

Im Miniſterialrecurſe ſeitens der Firma Miller & Comp. wurde 
betont, daß es abſurd ſei zu entſcheiden, daß die Adminiſtrativbehörden 
competent ſein werden, wenn die gerichtlichen es nicht ſind. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 22. September 
1878, 3. 9752, nachſtehende Entſcheidung getroffen: „Das Miniſterium 
des Innern findet im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium 
über den Recurs der Firma Miller & Comp. gegen die Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 4. Juni 1878 die recurrirte Entſcheidung zu 
beheben und die k. k. Statthalterei zur inſtanzmäßigen Amtshandlung 
anzuweiſen, weil es ſich nach den gepflogenen Erhebungen rückſichtlich 
der Firma J. M. Müller & Comp. nicht um eine gemäß $ 7 des 
Einfüh rungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuche zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter verpflichtete Firma handelt, und daher der § 39 des gedachten 
Einführungsgeſetzes hier keine Anwendung findet. Es tritt ſonach in 
dem vorliegenden Streitfalle die politiſche Competenz ein und kann 
die letztere, da die politiſche Behörde ihre Competenz ſelbſtändig zu 
beurtheilen hat, nicht erſt von der Eventualität, daß ſich das Handels⸗ 
gericht nicht für competent erklären ſollte, abhängig gemacht werden.“ 
B. 


—— * 


Geſetze und Perordnungen. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 1828. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 26. Mai. 
38. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. Mai 
1878, 3. 6273, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zur Verzehrungsſteuer 
in der Gemeindefraction Metkovit. 


1878, Z. 6274, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in der Gemeindefraction Dol und zur Verzehrungsſteuer in der Fraction 
Cittavecchia. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 30. Mai. 

40. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 22. Mai 
1878, Z. 6621, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Drakevica und Nereſi. 

41. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 22. Mai 
1878, Z. 6622, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Caſtel Vitturi und Caſtel Cambio. 

42. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 22. Mai 
1878, Z. 6751, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in der Gemeindefraction Povje. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 5. Juni. 

43. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 28. Mai 
1878, Z. 6293, betreffend die Einhebung eines Zuſchlages zu den von den 
Handels- und Gewerbe⸗Unternehmungen entfallenden Steuern im Handelskammer⸗ 
bezirke von Zara für das Jahr 1878. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 14. Juni. 

44. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 4. Juni 
1878, Z. 7380, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Milna und Vobovisce. = 

45. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 4. Juni 
1878, 3. 7381, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Slivno, Grabovac und Poljica. 

46. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 4. Juni 
1878, Z. 7382, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Rupe, Bribir und zur Verzehrungsſteuer in der 
Gemeindefraction Scardona. 
XX. Stück. Ausgeg. am 21. Juni. 

47. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 9. Juni 
1878, Z. 7596, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
und zur Verzehrungsſteuer in der Gemeinde Bol. 

48. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. Juni 
1878, 3. 7771, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
| in den Gemeindefractionen Maranovici, Babinopolje und Prozura. 


39. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. Mai 


49. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. Juni 
1878, Z. 7772, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Dol und Poſtire. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 24. Juni. 

50. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 10. Juni 
1878, 3. 7260, bezüglich der Beſtimmungen, die zur Einführung des Geſetzes 
vom 11. Jänner 1878 betreffend das Contadinen⸗ und Colonenverhältniß in dem 
Gebiete der Ex⸗Republik von Raguſa zu treffen ſind. 


XXII. Stück. Ausgeg. am 27. Juni. 


51. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 16. Juni 
1878, Z. 8139, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Pakoscane, Zaraveechia, Bagno, Pasman und Vergada, 
Tkon, Zdrelac und Nevidjane. 

52. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 16. Juni 
1878, Z. 8140, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Zapuntello, Iſto, Ulbo, Selve, Melada und Premuda. 

53. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 21. Juni 
1878, Z. 8313, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den direeten Steuern 
in den Gemeindefractionen Sale mit Zaglava, Eſo grande, Eſo piccolo, Rava 
und Velirat mit Soline, Sauro Dragove mit Bozava. 

54. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 21. Juni 
1878, Z. 8314, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen der Ortsgemeinde Kartolle. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 1828. 
II. Stück. Ausgeg. am 25. Juni. 
14. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 31. December 1877 (3. 20.089 
— Schule), betreffend die Competenz zu Urlaubsertheilungen für das Lehrperſonale 
der Lehrer⸗ und Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalten. 
15. Verordnung des k. k. Statthalters vom 11. April 1878 (3. 5212 


Sanität), betreffend die Berechtigung der landſchaftlichen Bezirksthierärzte zum | 


Bezuge einer Diät. 

16. Verordnung des k. k. Statthalters vom 14. April 1878 (3. 5662 — 
Geiſtlich), betreffend die Ehen der Israeliten, welche in Tirol und Vorarlberg 
außerhalb des Verbandes einer israelitiſchen Cultusgemeinde leben. 

17. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 19. April 1878, (3. 5898 
— Bau), betreffend eine Erläuterung hinſichtlich der zurückzulegenden Praxis zur 
Erlangung des Befugniſſes als Civilgeometer. 

18. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 22. April 1878 (3. 6394 
— Militär), betreffend die Ueberſetzung aus der Evidenz in den Stand der Er⸗ 
ſatzreſerve. 

19. Kundmachung des proviſoriſchen k. k. Landesſchulrathes ſür Tirol vom 
2. Mai 1878 (3. 5972), betreffend die Prüfung aus der deutſchen Sprache für 
Candidaten des Lehramtes an Volks⸗ und Bürgerſchulen mit nicht deutſcher Unter⸗ 
richtsſprache. 

20. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 2. Mai 1878, (3. 7097— 
Militär), betreffend die Löſchung Verſtorbener aus der Nachſtellungsvormerkung, 
beziehungsweiſe aus den Standesprotokollen und den Evidenzregiſtern. 

21. Verordnung des k. k. Statthalters vom 7. Mai 1878 (3. 7229— 
Gewerbe), betreffend eine Erläuterung hinſichtlich des Handels mit Branntwein 
in verſchloſſenen Gebünden. 

22. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 20. Mai 1878 (3. 8099 — 
Militär), betreffend die Waffenübung der wehrpflichtigen Profeſſoren, Supplenten 
und Studirenden. 

23. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 28. Mai 1878, (8. 593— 
Militär), betreffend eine Berichtigung der Statthaltereikundmachung vom 13. Octo⸗ 
ber 1877, Z. 15.610, hinſichtlich des Vorganges bei der Wiederinſtandnahme der 
iu die Evidenz entlaſſenen Wehrpflichtigen. 

24. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 28. Mai 1878, (3. 7826 
— Studien), betreffend die Erfüllung der Militärpflicht von Seite der Bewerber 
um Lehrſtellen von Staatsanſtalten. 

25. Verordnung des proviſoriſchen k. k. Landesſchulrathes für Tirol vom 
1. Juni 1878 (8. 4510), betreffend die proviſoriſche Beſetzung von Dienſtſtellen 
an öffentlichen Volksschulen. 

26. Kundmachung des proviſoriſchen k. k. Landesſchulrathes für Tirol vom 
15. Juni 1878 (3. 6042), betreffend die Aufnahme von Schülern in die unterſte 
Elaſſe der Mittelſchulen. 
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Erlaß des k. k. Miniſteriuns des Innern vem 12. Jänner 1878, 3. 1597, 
mit Anordnungen in Betreff der Verfaſſung der Veteringr⸗Jahresberichte. 


Die eingehende Prüfung der h. o. eingelangten Veterinär⸗Hauptberichte 
für das Jahr 1875 hat ergeben, daß dieſelben in der Mehrzahl nicht nur in 
fachlicher, ſondern auch in ſtatiſtiſcher Beziehung noch Manches zu wünſchen übrig 
laſſen, daß insbeſondere in den meiſten derſelben mit Ausnahme der Fälle von 
Rinderpeſt nur jene Zahl von Erkrankungen der Hausthiere verzeichnet erſcheint, 
welche zufällig zur Anzeige gelangte, daß ferner oft, ohne alle ziffermäßige An⸗ 
ſätze, nur obenhin angegeben iſt, dieſe oder jene Krankheit habe mehr oder 
weniger verbreitet geherrſcht, und daß endlich in vielen dieſer Berichte die An⸗ 
gabe der Zahl des bei der Conſtatirung einer Seuche aufgenommenen Viehſtandes 
vollſtändig ſehlt, mithin ein Morbilitätspercent gar nicht berechnet werden kann. 

Daraus erhellet, daß in dieſem Zweige der periodiſchen Berichterſtattungen 
bei der Wichtigkeit und dem allgemeinen Intereſſe der Sache eine Vervollſtändi⸗ 
gung angeſtrebt werden müſſe. 

Zu dieſem Zwecke wird es nothwendig ſein: 

1. Den Gemeindevorſtehern die Vorſchriften des § 8 des Thierſeuchen⸗ 
Normales vom Jahre 1859, ſowie des § 18 des Rinderpeſtgeſetzes und der 
Durchführungs⸗Verordnung zu demſelben vom Jahre 1868, betreffend die Ver⸗ 
pflichtung zur Anzeige anſteckender Thierkrankheiten iu Erinnerung zu bringen 
und die Einhaltung dieſer Verpflichtung zu überwachen; 

2. die bei Thierſeuchen intervenirenden Aerzte und Thierärzte zu beauf⸗ 
tragen und zu verhalten, bei dem Ausbruche einer ſeuchenartigen Krankheit den 
Viehſtand der durch die Seuche bedrohten Gattungen nach $ 18 des Thierſeuchen⸗ 
Normales vom Jahre 18 9 und nach der Durchführungs⸗Verordnung zu $ 21 
und 25 des Rinderpeſtgeſetzes aufzunehmen und den conſtatirten Viehſtand in 
den Seuchentabellen zu verzeichnen; 

3. ſowohl die Bezirksthierärzte als auch die Bezirksärzte, welche im Sinne 
des § 8 des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, beim Abgange 
von Bezirksthierärzten thierärztliche Agenden zu beſorgen haben, anzuweiſen, 
genaue ziffermäßige Vormerkungen über die von den vorkommenden anſteckenden 
Thierkrankheiten ergriffene Zahl von Thieren zu führen und hierüber Ausweiſe 
bei Erſtattung der periodiſchen Seuchen⸗ und der Jahresberichte zu lieſern; 

4. dem Landesthierarzte zur Aufgabe zu machen, ſchon bei dem Einlangen 
der im Laufe des Jahres von den Unterbehörden vorgelegten Seuchenberichte 
und Tabellen darauf zu ſehen, daß die ziffermäßigen Nachweiſe gehörig geliefert, 
und mangelhaft befundene Berichte und Tabellen rechtzeitig zur Richtigſtellung 
zurückgeleitet und richtig geſtellt wieder vorgelegt werden. 

Wiewohl die Anleitung für die entſprechende Verfaſſung der Jahres⸗ 
Veterinärberichte in genügender Weiſe in der mit dem Miniſterial⸗Erlaſſe vom 13. No⸗ 
vember 1871, Z. 12.089, hinausgegebenen Inſtruction für die Verfaſſung der 
Jahres⸗Sanitätsberichte unter it. q enthalten find, findet deſſenungeachtet eine ganz 
ungleichartige Behandlung des Gegenſtandes ſtatt, und wird ſich mitunter nicht 
einmal an die vorgeſchriebene Reihenfolge in der Anordnung des Materiales 
gehalten, wodurch eine einheitliche Zuſammenſtellung und Ueberſicht ſehr er⸗ 
ſchwert wird. 
| Das Minifterium findet daher rückſichtlich der Behandlung der einzelnen 
Punkte der Inſtruction lt. q für künftighin, vom Jahres⸗Veterinärberichte pro 
1878 angefangen, Nachſtehendes anzuordnen: 

ad. 1. Der Stand der nutzbaren Hausthiere iſt nicht blos nach den Er⸗ 
gebniſſen der letzten Aufnahme desſelben nach den einzelnen Thiergattungen 
anzugeben, ſondern es iſt auch zu bemerken, ob eine Zu- oder Abnahme mit 
Grund und aus welchen Urſachen anzunehmen ſei. 

ad. 2. Bei der Schilderung der ſanitären Verhältniſſe der Hausthiere iſt 
der Einfluß, welchen die Beſchaffenheit des Jahres, die Witterungsverhältniſſe, 
die Ergebniſſe der Ernte, die Art der Haltung der Thiere u. dgl. auf die Ent⸗ 
ſtehung beſtimmter Krankheiten übten, anzuführen und zu begründen. 

ad. 3. Unter die Rubrik der enzootiſchen Krankheiten ſind nur diejenigen, 
welche thatſächlich an beſtimmte Localitäten gebunden ſind, durch rein örtliche 
Verhältniſſe entſtehen oder einmal entſtanden fort unterhalten werden, nicht aber 
gewiſſe Krankheitskategorien ſchon an und für ſich aufzunehmen. 

Weiters iſt hier auch der Angabe der Urſachen ihres localen Auftretens 
des Umfanges ihres Herrſchens und der zu ihrer Beſtätigung eingeleiteten oder 
durchzuführenden Vorkehrungen die entſprechende Beachtung zu widmen. 18 

ad. 4. Bei allen anftedenden Thierkrankheiten, nicht nur bei der Rinder⸗ 
peſt, iſt der Conſtatirung der Art und Weiſe der erfolgten Einſchleppung, dem 
Gange der Seuche und der Verbreitung derſelben von gewiſſen Infectionsherden 
aus eine beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen. 0 

Um dies zu erreichen, iſt es nothwendig, daß der Landesthierarzt ſchon 
bei dem Einlangen der während des Herrſchens einer Thierſeuche einlaufenden 


periodiſchen Berichte hierauf Bedacht nehme, um nöthigenfalls die intervenirenden 
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Thierärzte, beziehungsweiſe Aerzte ſogleich zu eingehenden Aufklärungen noch erkennen kann, was gefordert wird, und bei der Ausfüllung derſelben bemerkt, 


rechtzeitig anweiſen zu können. 

Bezüglich einzelner anſteckender Thierkrankheiten iſt außerdem Folgendes 
zu berückſichtigen: 

a) bei der Maul- und Klauenſeuche: ob die Krankheit in einzelnen (und in 
wie vielen) Orten eine größere Verbreitung und über mehrere Thiergattungen 
gefunden habe, ob wiederholte Erkrankungen bei einem und demſelben Thiere 
ſtattgefunden haben, ob durch den Genuß der ungekochten Milch eine In⸗ 
fection von Menſchen veranlaßt worden ſei; 
beim Milzbrande (Anthrax): ob die Krankheit in gewiſſen Localitäten 
ſtationär ſei, welche Bodenbeſchaffenheit ſolche Oertlichkeiten zeigen, und ob 
daſelbſt bei früheren Invaſionen ein entſprechendes Vorgehen mit den Cada⸗ 
vern der an Anthrax gefallenen oder wegen dieſer Krankheit getödteten Thiere 
durchgeführt worden, unter welchen Formen die Krankheit aufgetreten ſei, 
von welcher Beſchaffenheit die Weideplätze und bei der Stallfütterung die 
Futterſtoffe und das Waſſer ſeien, ob eine Infection von Menſchen durch 
das Anthraxgift erfolgte; 
bei der Lungenſeuche: ob kurz vor dem Ausbruche neu angekaufte Rinder 
in den Seuchenhof eingeſtellt worden und ob dieſe zuerſt erkrankt ſeien; ob 
bekannt ſei, daß in den Orten, woher das neu aufgeſtellte Vieh bezogen 
wurde, die Lungenſeuche herrſcht, welcher Art die Haltung und Fütterung 
der Rinder in den ergriffenen Ställen ſei; ob die Nothimpfung und mit 
welchem Erfolge daſelbſt vorgenommen worden ſei, und ob in Folge der⸗ 
ſelben eine Abnahme in der Zahl der Erkrankungen an Lungenſeuche con⸗ 
ſtatirt werden konnte; 
bei der Rotz⸗ und Wurmkrankheit: auf welche Weiſe die Einſchleppung ver⸗ 
mittelt wurde; wie viele Fälle von Naſen⸗, Lungen⸗ und Hautrotz (Wurm) 
couſtatirt wurden; welches die Zahl der Pferde ſei, bei welchen wegen 
Berührung mit rotzigen eine Aſperrung erfolgte, ſowie jener, bei welchen 
während der Abſperrung die Rotzkrankheit in einer oder der anderen Form 
zum Ausbruche gekommen iſt, und ob Infectionen von Menſchen durch das 
Robgift erfolgt ſeien; 
bei der Beſchälſeuche und dem Bläschenausſchlag an den Geſchlechtstheilen 
der Pferde und Rinder: wie der Verlauf und Ausgang, bei letalem Ende 
der Beſchälſeuche wie der Sectionsbefund geweſen, ob die Krankheit in 
ihrem Beginne zuerſt von Hengſten auf Stuten oder umgekehrt übertragen 
worden ſei; 
bei der Schafpocke: ob die Nothimpfung und mit welchem Erfolge vor⸗ 
genommen, ob die Präcautionsimpfung in der Nachbarſchaft der verſeuchten 
Ortſchaft durchgeführt worden, ob die Schutzimpfung noch irgendwo im 
Lande und wo gebräuchlich ſei, und unter welchen Vorſichten ſie zur Aus⸗ 
führung gelange; 
bei der Krätze (Räude) der Hausthiere: ob die Krankheit, namentlich jene 
der Schafe und Ziegen in gewiſſen Gegenden des Landes ſtationär ſei, ob 
der Uebergang von einer beſtimmten Thiergattung auf andere und im 
beja henden Falle, auf welche und auf den Menſchen nachweisbar war, welches 
das angewendete Heilverfahren und von welchem Erfolge es begleitet war; 
bei der Wuthkrankheit: ob in den Orten, in welchen die Krankheit beobachtet 
wurde, eine Hundeſteuer erhoben wird: ob daſelbſt der Maulkorbzwang 
beſtehe; wie viele Hunde wegen ſtattgefundener Berührung mit wüthenden 
Hunden getödtet wurden; ob und wie viele Pferde, Rinder, Schafe und 
Schweine, eventuell Menſchen von wüthenden Hunden gebiſſen worden ſind; 
ob bei denſelben, bei wie vielen und nach welchem Zeitraume die Wuth⸗ 
krankheit zum Ausbruche gekommen ſei; 
i) bei der Rinderpeſt iſt auch Rückſicht darauf zu nehmen, ob die Krankheit 
auf Schaſe und Ziegen übergegangen ſei. 

ad. 5. Die tabellariſchen Nachweiſungen über die Ausbreitung der ein⸗ 
zelnen Thierkrankheiten im Lande ſind adminiſtrativ wichtig und für die An⸗ 
bahnung einer Statiſtik der Thierſeuchen vom größten Belange, erheiſchen daher 
eine beſonders aufmerkſame Behandlung. 

Da insbeſondere zu ſtatiſtiſchen Zwecken eine gleichförmige und entſprechende 
Art der Verfaſſung dieſer Nachweiſe nothwendig iſt, welche nur durch die Zu⸗ 
ſammenſtellung der Tabellen Seitens aller Berichterſtatter nach Einem Formu⸗ 
lare erzielt wird, folgen neun Stücke ſolcher Tabellen⸗Formularien mit, nach 
welchen die Nachweiſe über die neun darin benannten Krankheiten zu verfaſſen ſind. 

Obwohl dieſe Formularien gewiſſe Verſchiedenheiten untereinander mit 
Rücksicht auf die einzelnen Thierkrankheiten zeigen, fo wird doch durch ihre 
Benützung die Erſtattung des Jahresberichtes nicht erſchwert, ſondern vielmehr 
erleichtert ſein, da jeder Berichterſtutter bei der Durchſicht der betreffenden Tabelle 
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welche früheren Lücken auszufüllen ihm noch obliege. 

ad. 7. Den Jahres⸗Veterinärberichten ſind auch tabellariſche Nachweiſungen 
über die Zahl der im Lande anſäßigen diplomirten Thierärzte (mit der Angabe, 
ob ſie vom Staate, vom Lande, von Gemeinden angeſtellt oder Privat⸗Thierärzte 
find, und welche von ihnen die ſ. g. Phyſicatprüfung abgelegt haben), ferner der 
Kurſchmiede, ſowie der geprüften oder ſonſtig berechtigten Hufbeſchlagſchmiede, 
und zwar um die Verbreitung dieſes Perſonales in den einzelnen Theilen des 
Landes beurtheilen zu können, nach den einzelnen politiſchen Bezirken geordnet, 
anzuſchließen. 

Hinfichtlich der im Veterinärberichte pro 1875 geſtellten Anträge (VIII), 
in Betreff der Vermehrung der bezirks⸗thierärztlichen Stellen, wird unter Be⸗ 
ziehung auf die aus Anlaß einzelner Verhandlungen erfolgten h. o. Erledigungen 
darauf hingewieſen, daß, ſoweit es ſich um die Erreichbarkeit thierärztlicher Hilfe 
bei Vieh⸗Erkrankungen, alſo um wirthſchaftliche Intereſſen und um die Unter⸗ 
ſtützung der Gemeinden rückſichtlich der ihnen nach den Thierſeuchenvorſchriften 
und dem Sanitätsgeſetze vom Jahre 1870 obliegenden Verbindlichkeiten handelt, 
es Sache des Landes ſei, für die genügende Beſtellung von Thierärzten zu 
ſorgen, wie dies in einzelnen Ländern, namentlich in Niederöſterreich, Steiermark 
und Schleſten bereits geſchehen iſt. 

Um den diplomirten Thierärzten einen wenigſtens indivecten Schutz gegen⸗ 
über den After⸗Thierärzten und Kurpfuſchern zu gewähren und zur Verbeſſerung 
ihrer Stellung thunlichſt beizutragen, iſt darauf zu ſehen und das Geeignete zu 
verfügen, daß nur die diplomirten Thierärzte den Titel „Thierarzt“ führen, 
andere Perſonen aber ſich dieſes Titels gegenüber der Behörde, oder auf Zeug⸗ 
niſſen oder Aushängtafeln nicht bedienen dürfen 


Perſon alien. 

Seine Majeſtät haben dem geweſenen Bankgouverneur - Stellvertreter 
Moriz Freih. v. Wodianer die Allerh. Anerkennung ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem geweſenen Gouverneur ⸗Stellvertreter der priv. 
öſterr. Nationalbank Laurenz Scharmitzer den Orden der eiſernen Krone dritter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem geweſenen Director der öſterr. Nationalbank 
kaiſ. Rathe Leopold Stern taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den ehemaligen Beamten der priv. öſterr. National⸗ 
bank Generalſecretär⸗Stellverkreter Robert Nädherfh, 1? 
hardt und Secretär Moriz Franz, ferner dem geweſenen Oberingenieur dieſer 
Bank Ferdinand Degen das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Franz Leitner v. Leitenau den Titel und Charakter eines 
Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wiener Polizei⸗ Direction 
Johann Fürnkranz anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirks hauptmanne Ludwig Springsholz 
in Biſchofteiniz anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Statthaltereirathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte Dr. Joſef Daimer jun. 
zu Sand bei Taufers in Tirol das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Wſcheſok in Böhmen 
Vincenz Franz das filberne Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Director der Staatsſchuldencaſſe Joſef Edlen 
v. Küchler anläßlich deſſen Penſtonirung den Orden der eifernen Krone dritter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zolloberamts⸗Verwalter des Brünner Haupt⸗ 
5 Eduard Kunde taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Centraldirector der Roſſitzer Bergbaugeſellſchaft 
Julius W. L. Rittler den Titel eines Bergrathes taxfrei verliehen 

Der Miniſterpräſident hat die Polizei⸗Obercommiſſäre der Wiener Polizei⸗ 
direction Ignaz Germ, Dr. Franz Iſidor Proſchko und Karl Andre, dann 
den Miniſterial⸗Viceſeeretär Friedrich Selka zu Polizeiräthen in Wien ernannt. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Ferdinand Meyer zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Dalmatien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſteommiſſär Wenzel Goll zum Forſt⸗ 
inſpector bei der Landesregierung in Krain ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberbergcommiſſär der Berghauptmannſchaft 
in Wien Guſtav Adolf Wehrle zum Bergrathe ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpector der Czernowitzer Landes⸗ 
regierung Johann Lizak zum Forſtrathe ernannt. 

Der Miniſter für Eultus und Unterricht hat den Cuſtos der Studien⸗ 
bibliothek in Olmütz Dr. Alois Müller zum Cuſtos der Univerſttätsbibliothek 
in Graz ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Verwalter der Telegraphen⸗Hauptſtationen in 
Görz und Spalato Cajetan Faſanotti und Ferdinand Coffou zu Oberamts⸗ 
verwaltern ernannt. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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